
Berlin, den 22.10.2020 

Stellungnahme zum „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendli-
chen“ 

Anliegen des Referentenentwurfes war es, Expert/innen in eigener Sache auf Augenhöhe aktiv 
mitgestaltend in die Hilfe- und Schutzprozesse einzubinden. Dafür wurde ein einjähriger Dialog-
prozess „Mitreden – Mitgestalten: Die Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe“ durchgeführt.  

Der Referentenentwurf zielt auf fünf große Bereiche ab: 
1. Besserer Kinder- und Jugendschutz
2. Stärkung von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien oder Einrichtungen der

Erziehungshilfe
3. Hilfen aus einer Hand für Kinder mit und ohne Behinderung
4. Mehr Prävention vor Ort
5. Mehr Beteiligung von jungen Menschen, Eltern und Familien

Als Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) unterstützen wir die genannten Ziele und die 
Maßnahmen, die geplant sind, um diese Ziele zu erreichen. Mit unserer Stellungnahme möchten 
wir die Gelegenheit nutzen, aus wissenschaftlicher Sicht auf einige Aspekte im Referentenentwurf 
aufmerksam zu machen, die aus unserer Sicht noch optimiert werden sollten. 

(1) Niedrigschwellige Beratungs- und Präventionsangebote für Familien:  Aus unserer
Sicht sollte ein Unterstützungsanspruch nicht erst bei „drohender“ Gefährdung oder Be-
hinderung bestehen (z. B. § 35a, SGB VIII), sondern schon bei diagnostizierten Risikofak-
toren (z. B. unterdurchschnittliche schulische Vorläuferfertigkeiten). An den entsprechen-
den Stellen könnte man formulieren: „die auf eine „erwartbare/absehbare“ Gefährdung
oder Behinderung hinweisen“. Nur eine solche frühzeitige Primärprävention erlaubt es,
die drohende Gefährdung abzuwenden.
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Verbunden mit diesem Aspekt kommt das Konzept der gezielten (Früh-)Förderung aus 
unserer Sicht im Referentenentwurf zu kurz, obgleich diese eine effektive Primärprävention 
darstellt, die Kinder resilienter gegenüber negativen Entwicklungseinflüssen machen kann1. 

In Hinblick auf niedrigschwellige Angebote wird im Referentenentwurf auf S. 55 auf Be-
ratungsleistungen, z. B. hinsichtlich der elterlichen Erziehungskompetenz verwiesen. Dem 
ist hinzuzufügen, dass sich insbesondere eine psychologisch orientierte Einzelberatung 
von Eltern(-teilen) neben den (sozial-)pädagogisch orientierten Hilfen als eine wirksame 
Säule von Prävention und Intervention erwiesen hat, die z. B. Anschlusshilfen weniger not-
wendig macht2.  

Zudem könnte man bei niedrigschwelligen Beratungsangeboten auch an neue Formate 
denken (z. B. Sendungen im öffentlich-rechtlichen Fernsehen; Online-Angebote), um eine 
breitere Öffentlichkeit zu erreichen. 

 
(2) Offenlegung über Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 

eines Jugendlichen: Hier sollte es unter § 4(1) (KKG) statt „befugt“ „verpflichtet“ heißen3.  
 Zudem sollten zu diesen Personen auch das pädagogische Fachpersonal vorschuli-

scher Einrichtungen gezählt werden, wie auch Tagesmütter/Tagesväter, da eine Gefah-
renabwendung zum Wohle des Kindes umso effizienter ist, je früher sie greift. 

 
(3) Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien oder Einrichtungen der Erziehungshilfe: 

Bezüglich einer Anordnung des Verbleibs bei der Pflegeperson auf Dauer sollte in 
§ 1632(4) (BGB) ergänzt werden, dass eine solche (für die betroffenen Personen schwer-
wiegende) Anordnung nur nach umfänglicher psychologischer (und ggf. ärztlicher) Begut-
achtung getroffen werden sollte, die für alle Beteiligten verständlich und nachvollziehbar 
sein muss.  
 Oftmals erleben außerhäusig untergebrachte Kinder und Jugendliche wiederholte Be-
ziehungsabbrüche, die die Entwicklung stabiler Bindungen verhindern. Hier sollte bedacht 
werden, dass Grenzverletzungen, die oftmals zu einer Herausnahme aus der betreuenden 
Einrichtung und Beziehungsabbruch führen, ein normales Symptom von Kindern und Ju-
gendlichen mit Bindungsstörungen sind. Insofern muss auch gewährleistet sein, dass das 
Personal in den Einrichtungen bzw. die Pflegeeltern so unterstützt werden, dass mit ent-
sprechenden Grenzverletzungen professionell umgegangen werden kann, um er-
neute Beziehungsabbrüche zu vermeiden. 

 
(4) Insbesondere die Einführung von „Verfahrenslotsen“ erscheint gewinnbringend. Hier wäre 

zu prüfen, ob solche Lotsen beispielsweise auch unterstützend bei Familien mit psychi-
schen Erkrankungen eingesetzt werden können, da die Forschung einhellig zeigt, dass 
aufgrund mangelnder Kooperation der verschiedenen Hilfeerbringer (z. B. System der Er-
wachsenenversorgung vs. System der Kinder- und Jugendversorgung) nicht nur die Identi-

                                                 
1 z. B. Fröhlich-Gildhoff, K., Rönnau, M., Dörner, T., Kraus-Gruner, G. & Enge, E.-M. (2008). Kinder Stärken! 
Resilienzförderung in der Kindertageseinrichtung. Praxis der Kinderpsychologie und Kinderpsychiatrie, 57, 98-116. 
 
2 Büttner, P. Rücker, S., Petermann, U. & Petermann, F. (2011). Anschlusshilfen als Parameter für die Wirksamkeit 
teilstationärer Jugendhilfemaßnahmen. Eine Vergleichsstudie. Zeitschrift für Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
Psychotherapie, 39(5), 313-321. 
3 Textvorschlag: “Werden den folgenden Personen in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhalts-
punkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind sie verpflichtet, das 
Jugendamt zu informieren und diesem die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Daten mitzuteilen.“ 
 



fikation betroffener Familien erschwert wird, sondern auch Hilfen nicht oder nur unzu-
reichend implementiert werden4. Insofern ist nicht nur eine stärkere Vernetzung der Sys-
teme Kinder- und Jugendhilfe, Heilberufe und Gerichte notwendig, sondern auch die Ver-
netzung innerhalb der Systeme (z. B. Erwachsenen- und Kinder- und Jugendpsychiatrie/-
psychotherapie) anzustreben. Da betroffene Kinder, Jugendliche und Familien häufig die 
verschiedenen relevanten Systeme nicht kennen, könnten hier „Verfahrenslotsen“ eine Un-
terstützung sein. Allerdings sollte präzisiert werden, über welche berufliche Qualifikation 
diese „Verfahrenslotsen“ verfügen sollten. 
 

(5) Vor dem Hintergrund des relativ großen Anteils von Familien mit Migrationshintergrund, 
die ggf. nur über eingeschränkte Deutschkenntnisse verfügen, sollte der Aspekt der Sprach-
kompetenz bei § 16(2) Satz 1 (SGB VIII) eingefügt werden, da die Kenntnis der Landes-
sprache eine wesentliche Basis für Zugänge zu und Nutzung von Angeboten zur Kindes-
wohlstärkung darstellt5. 

 
(6) Adressat/innengruppe der Eltern: Im Gesetz sollten Mütter und Väter explizit aufgeführt 

werden und diese nicht als nur „Eltern“ bezeichnet werden (z. B. § 37(1), SGB VIII). Zum 
einen wird diese Formulierung auch Ein-Eltern-Familien gerecht, zum anderen – und dies 
hat eine besondere psychosoziale Relevanz – würden so auch Väter explizit angesprochen. 
Damit könnte der Tendenz entgegengewirkt werden, dass Mütter nach wie vor die Haupt-
verantwortung in der Erziehung und Betreuung der Kinder übernehmen. Die Angebote der 
Frühen Hilfen waren z. B. in den letzten Jahren zunehmend einer Kritik an ihrer „Mütter-
zentrierung“ und dem mangelhaften Einbezug der Väter ausgesetzt, insbesondere derer, 
die sich nur schwer in die Vaterrolle einfinden können bzw. sich unerträglich eingeschränkt 
fühlen, was nicht selten zu Überreaktionen und Gewalt führt und die Väter zu Gefährdern 
der Entwicklung ihrer Kinder werden lässt6. 

Zudem sollte im Referentenentwurf deutlicher werden, dass Mütter und Väter nicht nur 
einen Erziehungs- sondern auch einen Bildungsauftrag haben7 und wesentlich zur Bil-
dung ihrer Kinder beitragen, was zu Zeiten der aktuellen Corona-Pandemie noch einmal an 
Relevanz gewinnt. Entsprechend sollte dieser Begriff zumindest ergänzt werden8. 

                                                 
4 Christiansen, H. & Paul, J. L. (2020). Unterstützung von Kindern mit psychisch erkrankten Eltern: Stand der For-
schung und Vorstellung von zwei Praxisprojekten. Praxis der Kinderpsychologie und Kinderpsychiatrie, 5, 443-
462. 
5 Textvorschlag: „Diese Leistungen sollen dazu beitragen, dass Familien sich die für ihre jeweilige Erziehungs- und 
Familiensituation erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten insbesondere in Fragen von Erziehung und Bildung, 
Beziehung und Konfliktbewältigung, von Gesundheit, Sprachkompetenz, Medienkompetenz, Hauswirtschaft sowie 
der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit aneignen können und in ihren Fähigkeiten zur aktiven Teilhabe 
und Partizipation gestärkt werden.“ 
 
6 Ahnert, L. (2020). Väter in den Frühen Hilfen – Erkenntnisse aus der europäischen Väterforschung. In A. Eick-
horst & C. Liel (Hrsg.), Väter in den Frühen Hilfen – Ein Sammelband für Wissenschaft und Praxis. München: 
Deutsches Jugendinstitut. 
7 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008). Bildungsbericht Deutschland 2008. Bertelsmann: Bielefeld. 
8Textvorschlag: § 16 (SGB VIII): „ ...in Fragen von Erziehung und Bildung, Beziehung und….“. In der Erläuterung 
auf S. 6 sollte mindestens ergänzt werden: „… denen sich Eltern in der Wahrnehmung ihrer Erziehungs- und Bil-
dungsverantwortung…“.   Noch besser wäre, auf S. 6 und/oder S. 91 zu ergänzen: Familien stehen unter einem 
zunehmenden Bildungsdruck, der schon zu Beginn des Familienzyklus in einer starken Nachfrage nach sog. 
Frühförderangeboten zum Ausdruck kommt und sich anschließend u. a. an einer steigenden Inanspruch-
nahme von Nachhilfe und Privatschulen/Internaten festmachen lässt (Lohaus & Wild, 2020). Selbst in der 
Emerging-Adulthood-Phase spiegelt er sich noch in dem Phänomen des Helicopter-Parenting. Dieser Bil-
dungsdruck kann die Eltern-Kind-Beziehungen beeinträchtigen und geht vor allem auf Seiten sozial wenig 
privilegierter Eltern mit einem Gefühl der Überforderung einher. Zugleich ist hinlänglich belegt, dass hohe 
Leistungsanforderungen in Schule wie Elternhaus das Risiko von Erschöpfung/Burnout/Depression im Kin-
des- und Jugendalter erhöhen (zusf. Teuber, 2020).  

 



 
(7) Akteure im Bereich Kindeswohl und Kinderschutz: An verschiedenen Stellen werden 

im Referentenentwurf „Ärzte und Ärztinnen“ sowie „Vertreter/innen weiterer Heilberufe“ ge-
nannt. Zum einen wäre es aus unserer Sicht wünschenswert, auch Psychologische (Kinder- 
und Jugend-) Psychotherapeut/innen explizit zu nennen, da diese Gruppe ebenfalls wich-
tige Beiträge zum Kinderschutz leistet. Diese Beiträge sollten ebenso wie die ärztlichen 
Leistungen in eine Vergütung durch die gesetzliche Krankenversicherung einbezogen wer-
den (s. S. 9 und S. 68 Gesetzliche Krankenversicherung). Zum anderen sollten auch Schul-
psycholog/innen an den entsprechenden Stellen (z. B. § 35a, SGB VIII) genannt werden, 
die nicht über eine Approbation zur/m Psychologischen Psychotherapeutin/en verfügen, 
aber relevante Diagnosestellungen im schulischen Kontext durchführen und Beratungsan-
gebote anbieten9. Schließlich sollte unter § 4(1) Satz 2 (KKG), von „Psychologinnen und 
Psychologen mit staatlich anerkanntem wissenschaftlichen Abschluss“ die Rede sein, nicht 
von dem inkorrekten Begriff der „Berufspsychologinnen und -psychologen“.  

 
(8) Der uneingeschränkte Beratungsanspruch für Kinder, Jugendliche und Familien sowie 

niedrigschwellige Prävention vor Ort tragen den Bedürfnissen der Betroffenen Rechnung; 
ob und inwieweit diese Hilfen angenommen werden, sollte im Verlauf der Gesetzesumset-
zung geprüft werden. Insofern ist die geplante prospektive Gesetzesevaluation sehr zu 
begrüßen, wobei aus unserer Sicht die Ziele der Evaluation noch präzisiert werden sollten 
und die Evaluation sich nicht nur auf die erwarteten Ziele richten sollte, sondern auch un-
erwartete/unerwünschte Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche und ihre Familien in den 
Blick nehmen sollte (insbesondere auch Heranwachsende mit Behinderung und deren Fa-
milien, da hier ein besonderer Verbesserungsbedarf vorzuliegen scheint10). Bezüglich der 
wissenschaftlichen Evaluation kann die wissenschaftlich ausgerichtete Psychologie qualifi-
zierte Beiträge leisten. 

 
 
Prof. Dr. Markus Bühner 
Präsident DGPs 
 
 
Die Stellungnahme wurde erarbeitet von Expertinnen und Experten der DGPs-Fachgruppen: Ent-
wicklungspsychologie, Klinische Psychologie und Psychotherapie und Pädagogische Psycholo-
gie: Prof. Dr. Liselotte Ahnert, Prof. Dr. Hanna Christiansen, Prof. Dr. Moritz Daum, Prof. Dr. 
Mirjam Ebersbach, Dr. Ina Faßbender, Prof. Dr. Bettina Schuhrke, Prof. Dr. Elke Wild 
 

                                                 
9 Textvorschlag: Entsprechend sollte es in § 35a heißen, dass die (direkte oder indirekte) seelische Gefährdung/Be-
einträchtigung von Ärzt/innen, Psychologischen Psychotherapeut/innen oder Schulpsycholog/innen gutachter-
lich festzustellen ist. 
10 Peters, S. (2017). „… und da weiß ich nicht, wie die Lehrer das machen.“ Die Sicht der Eltern von Kindern mit 
komplexen Beeinträchtigungen. Eltern. Friedrich Jahresheft XXXV, 52-53. 




